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Geſetz-Sammlung 


für die 


Koͤniglichen Preußiſchen Stasten 


Ni. 34. 


(Nr. 4453.) Statut des Verbandes der Wieſenbeſitzer in der Gemeinde Preiſt im Kreiſe 
Bitburg des Regierungsbezirks Trier. Vom 30. April 1856. 


Wie Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der auf dem Banne der Gemeinde Preiſt im 
Kreiſe Bitburg des Regierungsbezirks Trier in den Diſtrikten Heerd, Zoͤlbers⸗ 
pfaͤdchen, Bond, Gieren, Loͤtſch und bei der Kirch gelegenen, in dem Kataſter⸗ 
auszuge vom 2. Juli 1855. und der dazu gehoͤrigen, von dem Wieſenbaumei⸗ 
ſter Schieber zu Prüm gefertigten Karte verzeichneten Grundſtuͤcke, nach Anhoͤ - 
rung der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf 
Grund des Geſetzes vom 28. Februar 1843. FF. 56. und 57. (Geſetz⸗Samm⸗ 
lung vom Jahre 1843. S. 51.), was folgt: 


Serie 


Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtuͤcke werden zu einem Wieſenver⸗ 
bande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Bewaͤſſe⸗ 
rung zu verbeſſern. ö 
’ Der Verband hat fein Domizil bei feinem: jedesmaligen Vorſteher. 


H. 2, 


Die Haupt-Be⸗ und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Ver⸗ 
bandswieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den 
beſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung 
feſtzuſtellen iſt. 1 f 

Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ze. bleibt den Eigenthuͤmern uͤber⸗ 
laſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor— 
Jahrgang 1856. (Nr. 4458.) 69 ſtehers 


Ausgegeben zu Berlin den 28. Juni 1856, 


En 


= a 


ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen fie die 
Ausführung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 


H. 3. 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
Anlagen werden von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. ü 

Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgefuͤhrt unter Leitung 
eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten nach 
Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 

Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausfuͤhren laſſen. In ſolchen Faͤllen iſt der Wieſen⸗ 
vorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehoͤrig ausgefuͤhrten Arbeiten 
nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Saͤumigen machen und 
die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. 

Eben dazu iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den ein— 
zelnen Genoſſen fuͤr ihre Grundſtuͤcke obliegen und im Intereſſe der ganzen 
Anlage nicht unterbleiben duͤrfen. 


H. 4. 


Die Anlegung der noͤthigen Graͤben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufaͤllige 
Vortheile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewähren, Streiligkeiten 
( 9 mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden 
CIT 9. ). 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſenver⸗ 
bandes gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Februar 1843. 


§. 5. 
Die ber ah en e des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 


Wieſenvorſteher und zwei Wiefenfchöffen, welche zuſammen den Worftand bilden. 
Dieſelben bekleiden en Ehrenamt. au en Porſtand bi 


§. 6. 
Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſenge noſſen aus ih⸗ 
rer 


„ 
rer Mitte auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wieſen⸗ 


ſchoͤffen. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als 
zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. f 

Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im 
Verbande beſitzt und den Vollbeſitz der buͤrgerlichen Rechte nicht durch rechts— 
kraͤftiges Erkenntniß verloren hat. 

Im Uebrigen find bei der Wahl die Vorſchriften für Gemeindewahlen zu 
beobachten, 

Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter bes 
ſcheinigte Wahlprotokoll. 


H. 7. 


Der Wieſenvorſteher iſt die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver⸗ 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 
Er hat insbeſondere: ö 


a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſenbau⸗ 
meiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen; i 

b) die Beiträge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen 
und die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 5 5 

c) die Voranſchlaͤge und Jahres rechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſt⸗ 
ſtellung und Abnahme vorzulegen; non 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den 

Wieſenſchoͤffen abzuhalten; . 

e) den Schriftwechſel fuͤr den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Höhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaffe einzuziehen. 


In Behinderungsfaͤllen laͤßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wieſen⸗ 
ſchoͤffen vertreten. i N 


§. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die Generalver⸗ 
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ſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- fuͤr allemal be⸗ 
ſtimmt. Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land» 
rathes. Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß fo wäffern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen oͤffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlage eigenmaͤchtig verändern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. 

Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 
gen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 9. 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder andern Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf ſpe⸗ 
ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent: 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes 
durch die Regierung (okr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten 
des Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des andern 
Genoſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekannt: 
machung des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet wer⸗ 
den muß. Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil 
traͤgt die Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General⸗ 
verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt Jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den oͤffentlichen Gemeindeaͤmtern 
waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 

Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen anderen unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. 


$. 10. 


Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. A 

. 1. 
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$. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Regierung 
in Trier als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſterium fuͤr die land⸗ 
wirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit den 
Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


H. 12. 


5 Dies Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeaͤndert 
werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. f 
Gegeben Charlottenburg, den 30. April 1856. 


(J. S.) Friedrich Wilhelm. 


Für den Miniſter für die landwirth⸗ 
ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 


Simons. 


(Nr. 4454.) Statut des Verbandes der Wieſenbeſitzer in der Gemeinde Losheim im Kreiſe 
Merzig des Regierungsbezirks Trier. Vom 7. Mai 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen ꝛc. ꝛc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der auf dem Banne der Gemeinde Losheim, 
im Kreiſe Merzig des Regierungsbezirks Trier, in den Diſtrikten Berensbruch, 
Dienſtenbruͤchelchen, Igelsbnich, Langenbruch, Herkeswieſe, in der Kellerfahrt, 
die Viehtrift am Weier, unter dem Weier, hinter der Heid, Spuhrwieſen, un⸗ 
terſte Spuhrwieſen, auf den Buͤchen, auf der Neuwies, bei den Gerbhaͤuſern, 
oben in den Schweinswieſen, unten in den Schweinswiefen, hene, im 
Kuͤhzoll, Metzerbach, in der oberſten Wieſe, auf Ringelsbruch, in Langſchlags— 
wieſen, ober der oberſten Muͤhle, im Froͤſchpfuhl, im Heimlichen, im unterſten 
Heimlichen, Heſſelsborn, Dorenwieſe und Bormerich-Bruch gelegenen, in dem 
Kataſterauszuge des Buͤrgermeiſters zu Losheim vom 5. Auguſt 1855. und der 
dazu gehoͤrigen, von dem Bezirks-Wieſenbaumeiſter Knipp II. zu Trier in zwölf 
Blaͤttern gefertigten Karte verzeichneten Grundſtuͤcke, nach Anhoͤrung der Be— 
theiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund des 

(Fr. 4453-4454.) Geſetzes 
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Geſetzes vom 28. Februar 1843. HH. 56. und 57. (Geſetz-Sammlung vom 
Jahre 1843. S. 51.), was folgt: N 


Se 


Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtuͤcke werden zu einem Wieſen—⸗ 
Verbande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Be— 
wäfferung zu verbeſſern. 

Der Verband hat ſein Domizil bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 


a H. 2. 

Die Haupt⸗Be⸗- und Entwaͤſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, überhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Der: 
bandswieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den be— 
ſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung 
feſtzuſtellen iſt. 

Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung ze. bleibt den Eigenthuͤmern über: 
laſſen, jedoch ſind dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor— 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die 
Ausfuͤhrung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 


H. 3. 


Die Beitraͤge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
Anlagen werden von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. 

Der Buͤrgermeiſter ſetzt die Hebeliſten auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laͤßt die Beitraͤge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgefuͤhrt unter Leitung 
eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeß zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten nach 
Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 

Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausfuͤhren laſſen. In ſolchen Faͤllen iſt der Wie⸗ 
ſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Arbei⸗ 
ten nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koften des Saͤumigen machen 
und die Koſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu 
iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für 
Bu ln obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht unferblei: 

en duͤrfen. 


H. 4. 
Die Anlegung der noͤthigen Gräben, Wehre ꝛc. muß jeder Wenge 
ohne 


=. 5°, 


ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in 
der Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an 
den Dammdoſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufällige 
Vortheile erſetzt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewaͤhren. Streitigkeiten 
8 1 mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden 
CT. §. 9.). 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſen⸗ 
Nee erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
ruar . N 


F. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
Wieſenvorſteher und acht Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand bil- 
05 19 52 Vorſtand iſt beſchlußfaͤhig, wenn die Halfte der Schöffen anwe⸗ 
ſend ſind. 

Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz fuͤr baare Auslagen und 
e erhalt jedoch der Wieſenvorſteher jaͤhrlich pro Morgen ſechs 

fennige. 


H. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus 
ihrer Mitte auf drei Jahre gewählt, nebſt zwei Stellvertretern für die Wie⸗ 
ſenſchoͤffen. ö 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als 
zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen beſitzt, 
drei Stimmen, und fo fort für je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr.“ 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 

Minderjaͤhrige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. 

Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver: 
bande beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤf— 
tiges Erkenntniß verloren hat. 

Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 
zu beobachten. 

Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter beſchei⸗ 
nigte Wahlprotokoll. 


Ste 
Der Wieſenvorſteher ift die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Ver— 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 
Er hat insbeſondere: 

a) die e e der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſen⸗ 
baumeiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen; ER 

(Nr. 4454. bp) die 
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b) die Beitraͤge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaffe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

c) die Voranſchlaͤge und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſtſtel⸗ 
lung und Abnahme vorzulegen; 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 

und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Wie⸗ 
ſenſchoͤffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel für den Wieſenverband zu führen und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zus 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

4) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 

Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


In Behinderungsfaͤllen läßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wie⸗ 
ſenſchoͤffen vertreten. 


H. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die General— 
e der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- fuͤr allemal 
eſtimmt. 8 


Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Landrathes. 


Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß fo waͤſſern, daß alle 
Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein Eigen⸗ 
thuͤmer darf die Schleuſen öffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Bewaſſe⸗ 
rungsanlage eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer Konventionalſtrafe 
von zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. 

f Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 


gen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 


Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


§. 9. Ber 


Die Streitigkeiten, welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtändigkeit oder den Umfang von 


Grundgerechtigkeiten oder andern Aue nenn und über befondere, auf ſpe⸗ 


ziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent: 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 0 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes durch 
die Regierung (elr. H. 2.) alle andern, die geineinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des andern Ge⸗ 
noſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 


Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 


an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden 1 5 
Ein 


= a 


Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht fatt. Der unterliegende Theil trägt 
die Koſten. f N 

a Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebft einem Stellvertreter für jeden werden von der Generalver⸗ 
ſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewählt. Waͤhlbar iſt Jeder, 
der in der Gemeinde ſeines Wohnortes zu den oͤffentlichen Gemeindeaͤmtern 
wählbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mitglied des 
Verbandes iſt. 

Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen andern unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. 


. 
Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmun⸗ 


gen zu treffen und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Tha⸗ 
ler bedrohen. 


$. 11. 
Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 
Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Koͤniglichen 
Regierung in Trier als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſterium fuͤr 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit 
den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 


H. 12. 


; Dies Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeaͤndert 
werden. 


Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Koͤniglichen Inſiegel. ö 
Gegeben Charlottenburg, den 7. Mai 1856. 


(L. S.) Friedrich Wilhelm. 


; uͤr den Minifter fuͤr die landwirth⸗ 
Simons. N ſchaftlichen Angelegenheiten: 


v. Manteuffel. 
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(Nr. 4455.) Statut des Verbandes der Wieſenbeſitzer in der Gemeinde Niederlosheim im 
f Kreiſe Merzig des Regierungsbezirks Trier. Vom 7. Mai 1856. 


Wir Friedrich Wilhelm, von Gottes Gnaden, König von 
Preußen dc. ꝛc. 


verordnen, Behufs Verbeſſerung der auf dem Banne der Gemeinde Nieder⸗ 
losheim, im Kreiſe Merzig des Regierungsbezirks Trier, in den Diſtrikten 
Giechswieſe, im Boͤtzen, unten im Bbtzen, Leimgarten, beim Gerbhaus, in der 
Umkehr, im Bruch, Maſemwieſe, im Speck, im Gonzert, Steinbiſſer, Tiefwieſe, 
Krämerswieſe, im Streng, Neuwieſe, Sauerwieſe und Steckwieſe gelegenen, in 
dem Kataſterauszuge des Buͤrgermeiſters zu Losheim vom 31. Auguſt 1855, 
und der dazu gehörigen, von dem Bezirks-Wieſenbaumeiſter Knipp II. zu Trier 
in zwei Blättern gefertigten Karte verzeichneten Grundftüce, nach Anhörung 
der Betheiligten, dem Antrage der Mehrzahl derſelben entſprechend, auf Grund 
des Geſetzes vom 28. Februar 1843. Hö. 56. und 57. (Geſetz- Sammlung 
vom Jahre 1843, S. 51.), was folgt: 


H. 1. 


Die Beſitzer der vorgedachten Grundſtuͤcke werden zu einem Wieſenver⸗ 
bande vereinigt, um den Ertrag ihrer Grundſtuͤcke durch Ent- und Bewäffe: 
rung zu verheſſern. 

Der Verband hat ſein Domizil bei ſeinem jedesmaligen Vorſteher. 


H. 2. 


Die Haupt⸗Be⸗ und Entwäſſerungsgraͤben, die Wehre und Schuͤtzen, 
die Bachregulirungen, uͤberhaupt alle zur vortheilhaften Berieſelung der Ver⸗ 
bandswieſen erforderlichen Anlagen, werden auf gemeinſchaftliche Koſten des 
Verbandes gemacht und unterhalten, nach einem Plan, welcher durch den be⸗ 
ſtellten Wieſenbaumeiſter anzufertigen und in Streitfaͤllen von der Regierung 
feſtzuſtellen iſt. 

Die Beſaamung, der Umbau und die ſonſtige Unterhaltung der einzelnen. 
Wieſenparzellen durch Planirung, Düngung de. bleibt den Eigenthuͤmern über: 
laſſen, jedoch find dieſelben gehalten, dabei den Anordnungen des Wieſenvor⸗ 
ſtehers im Intereſſe der ganzen Anlage Folge zu leiſten; auch koͤnnen ſie die 
Ausführung der ihnen obliegenden Arbeiten dem Wieſenwaͤrter des Verbandes 
fuͤr ihre Rechnung uͤbertragen. 


H. 3. 


Die Beiträge zur Anlegung und Unterhaltung der gemeinſchaftlichen 
Anlagen werden von den Genoſſen nach Verhaͤltniß ihrer betheiligten Flaͤchen 
aufgebracht. 9 

N Der 


hl 
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Der Bürgermeifter ſetzt die Hebeliften auf Antrag des Wieſenvorſtehers 
feſt und laßt die Beiträge von den Saͤumigen durch adminiſtrative Exekution 
zur Kommunalkaſſe einziehen. N : 

Die Anlagen werden in der Regel in Tagelohn ausgefuͤhrt unter Lei⸗ 
tung eines Wieſenbaumeiſters; wo es indeſſen zweckmaͤßig iſt, ſollen die Arbeiten 
nach Beſtimmung des Vorſtandes an den Mindeſtfordernden verdungen werden. 

Ausnahmsweiſe kann der Vorſtand auch die Anlagen durch Natural⸗ 
leiſtung der Eigenthuͤmer ausführen laſſen. In ſolchen Fallen iſt der Wie⸗ 
ſenvorſteher befugt, die nicht rechtzeitig oder nicht gehörig ausgeführten Ar⸗ 
beiten nach einmaliger vergeblicher Erinnerung auf Koſten des Saͤumigen machen 
und die foſten von demſelben durch Exekution beitreiben zu laſſen. Eben dazu 
iſt der Wieſenvorſteher befugt bei Arbeiten, welche den einzelnen Genoſſen für 
ihre Grundſtuͤcke obliegen und im Intereſſe der ganzen Anlage nicht un⸗ 
terbleiben duͤrfen. 


H. 4. 


Die Anlegung der nöthigen Graben, Wehre ꝛc. muß jeder Wieſengenoſſe 
ohne Weiteres geſtatten und den dazu erforderlichen Grund und Boden in der 
Regel unentgeltlich hergeben. Soweit ihm der Werth nicht durch das an den 
Dammdoſſirungen und Uferraͤndern wachſende Gras oder andere zufällige 
Vortheile erfeßt werden ſollte, iſt Entſchaͤdigung zu gewähren. Streitigkeiten 
99 0 Bon, mit Ausſchluß des Rechtsweges, ſchiedsrichterlich entſchieden 
e. 

Die Erwerbung von Terrain, welches nicht Mitgliedern des Wieſen⸗ 
a gehoͤrt, erfolgt nach den Vorſchriften des Geſetzes vom 28. Fe⸗ 
ruar 1843. 


H. 5. 


Die Angelegenheiten des Wieſenverbandes werden geleitet von einem 
e und zwei Wieſenſchoͤffen, welche zuſammen den Vorſtand 
bilden. 

Dieſelben bekleiden ein Ehrenamt. Als Erſatz für baare Auslagen und 
Pee ne erhält jedoch der Wieſenvorſteher jährlich pro Morgen ſechs 

fennige. 5 


H. 6. 


Die Mitglieder des Vorſtandes werden von den Wieſengenoſſen aus ih⸗ 
05 Mitte auf drei Jahre gewaͤhlt, nebſt zwei Stellvertretern fuͤr die Wieſen⸗ 

oͤffen. 

Bei der Wahl hat jeder Wieſengenoſſe Eine Stimme; wer mehr als 
zwei Morgen im Verbande beſitzt, hat zwei Stimmen, wer vier Morgen be⸗ 
ſitzt, drei Stimmen, und ſo fort fuͤr je zwei Morgen mehr Eine Stimme mehr. 

Der Buͤrgermeiſter beruft die Wahlverſammlung und fuͤhrt den Vorſitz 
in derſelben. Er verpflichtet die Gewaͤhlten durch Handſchlag an Eidesſtatt. 
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Minderjährige und moraliſche Perſonen koͤnnen durch ihre geſetzlichen 
Vertreter, Ehefrauen durch ihre Ehemaͤnner mitſtimmen. g 

Waͤhlbar iſt derjenige, welcher mindeſtens Einen Morgen Wieſe im Ver⸗ 
bande beſitzt und den Vollbeſitz der bürgerlichen Rechte nicht durch rechtskraͤf⸗ 
tiges Erkenntniß verloren hat. 

Im Uebrigen ſind bei der Wahl die Vorſchriften fuͤr Gemeindewahlen 
zu beobachten. 

Zur Legitimation des Vorſtandes dient das vom Buͤrgermeiſter beſchei⸗ 
nigte Wahlprotokoll. 


Nele 


Der Wieſenvorſteher ift die ausfuͤhrende Verwaltungsbehoͤrde des Wer: 
bandes und vertritt denſelben anderen Perſonen und Behoͤrden gegenuͤber. 


Er hat insbeſondere: 


a) die Ausfuͤhrung der gemeinſchaftlichen Anlagen nach dem feſtgeſtellten 
Bewaͤſſerungsplane mit Huͤlfe des vom Vorſtande erwaͤhlten Wieſen⸗ 
baumeiſters zu veranlaſſen und dieſelbe zu beaufſichtigen; 

b) die Beitraͤge auszuſchreiben, die Zahlungen auf die Kaſſe anzuweiſen und 
die Kaſſenverwaltung zu revidiren; 

c) die e und Jahresrechnungen den Wieſenſchoͤffen zur Feſt⸗ 

ſtellung und Abnahme vorzulegen; f 

d) den Wieſenwaͤrter und die Unterhaltung der Anlagen zu beaufſichtigen 
und die halbjaͤhrige Grabenſchau im April und November mit den Wie⸗ 

ſenſchoͤffen abzuhalten; 

e) den Schriftwechſel fuͤr den Wieſenverband zu fuͤhren und die Urkunden 
deſſelben zu unterzeichnen; zur Abſchließung von Vertraͤgen iſt die Zu⸗ 
ſtimmung der Wieſenſchoͤffen noͤthig; 

1) die Ordnungsſtrafen gegen Mitglieder des Verbandes wegen Verletzung 
dieſes Statuts und der beſonders dazu erlaſſenen Reglements bis zur 
Hoͤhe von Einem Thaler feſtzuſetzen und zur Kaſſe einzuziehen. 


In Behinderungsfaͤllen laͤßt ſich der Wieſenvorſteher durch einen Wie⸗ 
ſenſchoͤffen vertreten. 


H. 8. 


Zur Bewachung und Bedienung der Wieſen ſtellt der Vorſtand einen 
Wieſenwaͤrter auf dreimonatliche Kuͤndigung an, deſſen Lohn die Generalver⸗ 
ſammlung der Genoſſen bei der Wahl des Vorſtandes ein- für allemal be: 
ſtimmt. Die Wahl des Wieſenwaͤrters unterliegt der Beſtaͤtigung des Land⸗ 
rathes. Der Wieſenwaͤrter iſt allein befugt zu waͤſſern und muß fo waͤſſern, 
daß alle Parzellen den verhaͤltnißmaͤßigen Antheil am Waſſer erhalten. Kein 
Eigenthuͤmer darf die Schleuſen oͤffnen oder zuſetzen, oder uͤberhaupt die Be⸗ 
waͤſſerungsanlage eigenmächtig verändern, bei Vermeidung einer Konventional⸗ 
ſtrafe von zwei Thalern fuͤr jeden Kontraventionsfall. . 

Der Wieſenwaͤrter wird als Feldhuͤter vereidigt; er muß den Anweiſun⸗ 

2 gen 
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gen des Wieſenvorſtehers puͤnktlich Folge leiſten und kann von demſelben mit 
Verweis und Geldbuße bis zu Einem Thaler beſtraft werden. 


H. 9. 


Die bn Ge welche zwiſchen Mitgliedern des Verbandes uͤber das 
Eigenthum von Grundſtuͤcken, uͤber die Zuſtaͤndigkeit oder den Umfang von 
Grundgerechtigkeiten oder anderen Nutzungsrechten, und uͤber beſondere, auf 
ſpeziellen Rechtstiteln beruhende Rechte und Verbindlichkeiten der Parteien ent⸗ 
ſtehen, gehoͤren zur Entſcheidung der ordentlichen Gerichte. 

Dagegen werden nach erfolgter Feſtſtellung des Bewaͤſſerungsplanes durch 
die Regierung (efr. H. 2.) alle anderen, die gemeinſamen Angelegenheiten des 
Verbandes oder die vorgebliche Beeintraͤchtigung eines oder des andern Ge— 
noſſen betreffende Beſchwerden von dem Vorſtande unterſucht und entſchieden. 

Gegen die Entſcheidung des Vorſtandes ſteht jedem Theile der Rekurs 
an ein Schiedsgericht frei, welcher binnen zehn Tagen, von der Bekanntmachung 
des Beſcheides an gerechnet, bei dem Wieſenvorſteher angemeldet werden muß. 
Ein weiteres Rechtsmittel findet nicht ſtatt. Der unterliegende Theil traͤgt die 
Koſten. 

Das Schiedsgericht beſteht aus dem Buͤrgermeiſter und zwei Beiſitzern. 
Die Beiſitzer nebſt einem Stellvertreter fuͤr jeden werden von der General⸗ 
Verſammlung der Wieſengenoſſen auf drei Jahre gewaͤhlt. Waͤhlbar iſt Je⸗ 
der, der in der Gemeinde ſeines Wohnorts zu den öffentlichen Gemeinde— 
aͤmtern waͤhlbar iſt, mindeſtens Einen Morgen Wieſe beſitzt und nicht Mit⸗ 
glied des Verbandes iſt. 

Wenn der Buͤrgermeiſter ſelbſt Mitglied des Verbandes ſein ſollte, ſo 
muß der Landrath auf Antrag jedes Betheiligten einen andern unparteiiſchen 
Vorſitzenden des Schiedsgerichts ernennen. Daſſelbe kann der Landrath thun, 
wenn ſonſtige Einwendungen gegen die Perſon des Buͤrgermeiſters von den 
Betheiligten erhoben werden, welche deſſen Unparteilichkeit nach dem Ermeſſen 
des Landrathes beeintraͤchtigen. 


H. 10. 


Wegen der Waͤſſerungsordnung, der Grabenraͤumung, der Heuwerbung 
und der Huͤtung auf den Wieſen hat der Vorſtand die noͤthigen Beſtimmungen 
en und kann deren Uebertretung mit Ordnungsſtrafen bis drei Thaler 
bedrohen. f 


H. 11. 


Der Wieſenverband iſt der Oberaufſicht des Staates unterworfen. 

Das Aufſichtsrecht wird von dem Kreislandrath, von der Königlichen 
Regierung in Trier als Landespolizeibehoͤrde und von dem Miniſterium fuͤr 
die landwirthſchaftlichen Angelegenheiten gehandhabt in dem Umfange und mit 
den Befugniſſen, welche den Aufſichtsbehoͤrden der Gemeinden zuſtehen. 

(Nr. 4455-4456.) 2 


Ä $. 12. 
5 Dies Statut kann nur mit landesherrlicher Genehmigung abgeaͤndert 
werden. 
Urkundlich unter Unſerer Hoͤchſteigenhaͤndigen Unterſchrift und beigedruck⸗ 
tem Königlichen Inſiegel. 
Gegeben Charlottenburg, den 7. Mai 1856. 


(. S.) Friedrich Wilhelm. 


; Fuͤr den Miniſter fuͤr die landwirth⸗ 
Simons. ſchaftlichen Angelegenheiten: 
v. Manteuffel. 
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(Nr. 4456.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 17. Mai 1856., betreffend die Verleihung der fis— 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung einer Chauſſee 
von der Grenze des Kreiſes Salzwedel gegen Neuendorf uͤber Calbe a. d. M. 
bis zur Kreisgrenze gegen Wernſtedt. 


N. en Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den von dem Kreiſe 
Salzwedel im Regierungsbezirk Magdeburg beabſichtigten Bau einer Chauſſee 
von der Kreisgrenze gegen Neuendorf uͤber Calbe a. d. M. bis zur Kreis⸗ 
grenze gegen Wernſtedt genehmigt habe, beſtimme Ich hierdurch, daß das Ex⸗ 
propriationsrecht für die zu der Chauſſee erforderlichen Grundſtuͤcke, imglei⸗ 
chen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ und Unterhaltungs-Mate⸗ 
rialien, nach Maaßgabe der fuͤr die Staats-Chauſſeen beſtehenden Vorſchrif⸗ 
ten, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zugleich will Ich dem Kreiſe 
Salzwedel gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der 
Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes nach den Beſtimmungen 
des fuͤr die Staats-Chauſſeen jedesmal geltenden Chauſſeegeld-Tarifs, ein⸗ 
ſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtimmungen uͤber die Befreiungen, 
ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verlei⸗ 
hen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife vom 29. Februar 1840. an⸗ 
gehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei-Vergehen auf die gedachte 
Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 

Charlottenburg, den 17. Mai 1856. 


Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 


(Fr. 44/0 
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(Nr. 4457.) Allerhochſter Erlaß vom 47. Mai 1856., betreffend die Verleihung der fis⸗ 
F kaliſchen Vorrechte für. die Unterhaltung einer Guts⸗ und Gemeinde⸗ 
Chauſſee im Oſcherslebener Kreiſe des Regierungsbezirks Magdeburg von 
Eilenſtedt zum Anſchluſſe an die Chauſſee von Halberſtadt uͤber Roͤderhof, 
Eilsdorf und Schlanſtedt nach dem Neuen Damme bei Neu⸗Wegersleben 

und uͤber dieſe Chauſſee hinaus bis Dingelſtedt. 


Massen Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer Guts⸗ 
und Gemeinde-Chauſſee im Oſcherslebener Kreiſe des Regierungsbezirks Mag⸗ 
deburg von Eilenſtedt zum Anſchluſſe an die Chauſſee von Halberſtadt uͤber 
Roͤderhof, Eilsdorf und Schlanſtedt nach dem Neuen Damme bei Neu⸗We⸗ 
gersleben und uͤber dieſe Chauſſee hinaus bis Dingelſtedt genehmigt habe, be⸗ 
ſtimme Ich hierdurch, daß das Exproprigtionsrecht fuͤr die zu der Chauſſee er⸗ 
forderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſeebau⸗ 
und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats-Chauſſeen 
beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen ſollen. Zu⸗ 
gleich will Ich den Betheiligten gegen Uebernahme der kuͤnftigen chauſſeemaͤßi⸗ 
gen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſeegeldes 
nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal geltenden 
Chauſſeegeld-Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beftimmungen 
über die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden zuſaͤtzlichen 
Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſee eld⸗Tarife vom 29. Fe⸗ 
bruar 1840. angehaͤngten Beſtimmungen wegen der Chauffeepulizeis Vergehen 
auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur öffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 


Charlottenburg, den 17. Mai 1856. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
und den Finanzminiſter. 5 


(Ir. 4458.) Allerhoͤchſter Erlaß vom 26. Mai 1856, „betreffend die Verleihung der fis⸗ 
kaliſchen Vorrechte fuͤr den Bau und die Unterhaltung der Chauſſee von 
Zinten uͤber Groß⸗Klingbeck nach Ludwigsort im Kreiſe Heiligenbeil. 


Nice Ich durch Meinen Erlaß vom heutigen Tage den Bau einer 
Chauſſee von Zinten über Groß⸗Klingbeck nach Ludwigsort genehmigt habe, 
beſtimme Ich hierdurch, daß das Expropriationsrecht für die zu der Chauſſee 
erforderlichen Grundſtuͤcke, imgleichen das Recht zur Entnahme der Chauſſee⸗ 

(Nr. 4457-4459.) bau⸗ 
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bau⸗ und Unterhaltungs⸗Materialien, nach Maaßgabe der für die Staats⸗ 
Chauſſeen beſtehenden Vorſchriften, auf dieſe Straße zur Anwendung kommen 
ſollen. Zugleich will Ich dem Kreiſe Heiligenbeil gegen Uebernahme der kuͤnftigen 
chauſſeemaͤßigen Unterhaltung der Straße das Recht zur Erhebung des Chauſſee⸗ 


geldes nach den Beſtimmungen des für die Staats⸗Chauſſeen jedesmal gel⸗ * 


tenden Chauſſeegeld⸗Tarifs, einſchließlich der in demſelben enthaltenen Beſtim⸗ 
mungen uͤber die Befreiungen, ſowie der ſonſtigen die Erhebung betreffenden 
zuſaͤtzlichen Vorſchriften, verleihen. Auch ſollen die dem Chauſſeegeld-Tarife 
vom 29. Februar 1840. angehängten Beſtimmungen wegen der Chauſſeepolizei⸗ 
Vergehen auf die gedachte Straße zur Anwendung kommen. 5 

Der gegenwärtige Erlaß iſt durch die Geſetz-Sammlung zur oͤffentlichen 
Kenntniß zu bringen. 5 


Sansſouci, den 26. Mai 1856. 
Friedrich Wilhelm. 
v. d. Heydt. v. Bodelſchwingh. 


An den Miniſter fuͤr Handel, Gewerbe und oͤffentliche Arbeiten 
N und den Finanzminiſter. 


(Fr. 4439.) Bekanntmachung uͤber die unterm 21. Mai 1856. erfolgte Allerhoͤchſte Beſtaͤti⸗ 
gung des Statuts des Tannenberg-Peilauer Aktien-Chauſſeebausereins 
vom 4. Juli 1854. Vom 8. Juni 1856. 


De Könige Majeſtaͤt haben das Statut des Tannenberg⸗Peilauer Aktien⸗ 
Chauſſeebauvereins mit dem Domizil zu Reichenbach, im Regierungsbezirk Bres⸗ 
lau, vom 4. Juli 1854. mittelſt Allerhoͤchſten Erlaſſes vom 21. Mai d. 81 
zu beſtaͤtigen geruhet. 

Dies wird nach Vorſchrift des H. 3. des Geſetzes über Aktiengeſell⸗ 
ſchaften vom 9. November 1843. hierdurch mit dem Bemerken bekannt gemacht, 
daß das Statut nebſt den dabei feſtgeſetzten Maaßgaben durch das Amtsblatt 
der Königlichen Regierung zu Breslau zur öffentlichen Kenntniß gelangen wird. 


Berlin, den 8. Juni 1856. 


Der Miniſter für Handel, Gewerbe und öffentliche Arbeiten. 
v. d. Heydt. 


\ 


Redigirt im Büreau des Staats⸗Miniſteriums. 


Berlin, gedruckt in der Königlichen Geheimen Ober-Hofbuchdruckerei. 
(Rudolph Decker.) 


